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Dürener Zeitung | 24.07.2025

Castoren: Bund und Land reden offenbar doch nicht
miteinander

Antworten der Bundesregierung auf eine Anfrage der Linken wirft neue Fragen auf. Die

kritisieren, dass die Landesregierung „nicht mit der erforderlichen Konsequenz“ versucht, die

anstehenden Castortransporte zu verhindern.

Jülich Hat die schwarz-grüne Landes-

regierung in NRW das im Koalitions-

vertrag festgeschriebene Ziel, unnöti-

ge Castorentransporte zu vermeiden,

„nicht mit der erforderlichen Konse-

quenz“ umgesetzt, wie es Hubertus

Zdebel, Sprecher für Atompolitik im

Landesvorstand der Partei Die Linke for-

muliert? Zumindest soll die zuständige

NRW-Ministerin Mona Neubaur seit En-

de 2022 nicht mit dem Bundesumwelt-

ministerium über die Frage gesprochen

haben, wie statt den Atomtransporten

ein neues Zwischenlager am Standort

Jülich finanziert werden könnte. Das

verwundert auch deshalb, weil mit Stef-

fi Lemke auf Bundesebene eine Partei-

kollegin von Neubaur im Amt war.

Zdebel bezieht sich bei seiner Bewer-

tung auf Antworten der Bundesregie-

rung auf eine Kleine Anfrage der Bun-

destagsfraktion seiner Partei. Ende Mai

hatte die zuständige NRW-Ministerin

Mona Neubaur (Grüne) vom Minis-

terium für Wirtschaft, Industrie, Kli-

maschutz und Energie (MWIKE) eine

Initiative angekündigt, mit der neuen

Bundesregierung die Frage der Zwi-

schenlagerung der 300.000 radioakti-

ven Brennelemente-Kugeln aus dem

AVR-Versuchsreaktor in Jülich zu klären.

Seit 2014 ohne GenehmigungWeil das

Jülicher Zwischenlager seit 2014 ohne

gültige Betriebsgenehmigung ist und

geräumt werden muss, gibt es neben

der Option, die in Jülich eingelagerten

152 Castoren nach Ahaus zu bringen,

auch die Möglichkeit des Neubaus ei-

nes Zwischenlagers in Jülich. Das Pro-

blem: Weil der Neubau aus Sicht der

zuständigen Bundesministerien deut-

lich teurer wäre, präferiert der Bund

die Transporte. Aber nicht nur: Auch

der Zeitaspekt spielt eine Rolle. Eine

erneute Betriebsgenehmigung für das

zu räumende Zwischenlager steht wei-

terhin aus, deshalb sieht der Bund in

der Transport-Option die am schnells-

ten umzusetzende Lösung. 

Ende Mai hatte Neubaur in einer Sit-

zung des Wirtschaftsausschusses des

Landtags in Düsseldorf noch die Hoff-

nung geweckt, eine andere Option er-

reichen zu können: „Wir hoffen nun, in

einen konstruktiven Austausch mit den

neuen Hausspitzen treten zu können,

um in dieser Sache eine ziel- und inter-

essengerechte Lösung zu finden“, stell-

te Neubaur in Aussicht. Stattgefunden

haben diese Gespräche bisher aber of-

fenbar nicht.

Auch in der Vergangenheit ist darüber

nicht gesprochen worden, wie aus der

Antwort der Bundesregierung auf die

Anfrage der Linken hervorgeht. „Es hat

keine Gespräche zwischen dem Bund

und dem Land zu einer von dem verein-

barten Finanzierungsschlüssel abwei-

chenden Finanzierung eines Zwischen-

lagerneubaus in Jülich gegeben“, teilt

das Bundesumweltministerium für die

Bundesregierung mit.

Dabei waren die Zuständigkeiten klar.

Neubaur hätte für das Land sprechen

müssen, Parteikollegin Steffi Lemke für

den Bund. Gespräche wären aber erfor-

derlich gewesen, wenn das Land eine

100-prozentige Kostenübernahme für

ein neues Zwischenlager hätte vermei-

den wollen, wie der Bund es im No-

vember 2022 vorgeschlagen hatte. Die

Antwort hat auch deshalb eine gewis-

se Brisanz, weil es nicht nur aktuell kei-

ne Gespräche dazu gegeben hat, son-

dern seit November 2022 nicht. Dabei

hatte das NRW-Wirtschaftsministerium

auf Anfragen in dem Zusammenhang

darauf verwiesen, dass es zu dem The-

ma vertrauliche Schreiben der Ministe-

rin geben solle, zu deren Inhalt man

sich nicht äußern könne.

Wie eine Standardauskunft„Im regel-

mäßigen Austausch“ stehe das Bun-

desumweltministerium derzeit ledig-

lich mit dem Bundesamt für die Sicher-

heit der nuklearen Entsorgung (BASE)

und der Atomaufsicht des Landes NRW.

Das ergibt sich schon durch den Um-

stand, dass das BASE zuletzt Ende Juni

angekündigt hatte, dass man „kurz vor

der Genehmigung“ der Castor-Trans-

porte stehe. Dem Bundesumweltminis-

terium lag zu diesem Zeitpunkt bereits

nach einer Anhörung des Neubaur-Mi-

nisteriums ein überarbeiteter Entwurf

dieser Genehmigung vor.

Ob es zu den von Neubaur angekün-

digten Gesprächen noch vor einer Ertei-

lung der Transportgenehmigung kom-

men wird, ist unklar. Das hängt we-

sentlich davon ab, ob der neue Bun-

desumweltminister Carsten Schneider

(SDP) selbst in das Verfahren eingrei-

fen wird. Das Bundesumweltministe-

rium sei „stets offen für Gespräche

mit den Atomaufsichten der Länder, so

auch mit dem MWIKE“, heißt es in der

Antwort auf die Anfrage der Linken da-

zu nur. Das klingt nach einer Standard-

auskunft.
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Politikerin warnt: EU-Finanzen bedrohen Wirtschaft in
MV

EU-Parlamentarierin Sabrina Repp (SPD) aus MV sieht die Brüsseler Budget-Pläne sehr kritisch

Die EU-Parlamentarierin Sabrina Repp (SPD) aus MV kritisiert im OZ-Gespräch die Budget-

Pläne aus Brüssel: Sie könnten im Land das Wirtschaftswachstum abwürgen und den sozialen

Zusammenhalt gefährden.

Im vergangenen Jahr hatte Mecklen-

burg-Vorpommern mit 3,5 Prozent das

zweithöchste Wachstum aller deut-

schen Bundesländer. Nur Hamburg war

besser. Doch diese positive Entwicklung

könnte in Gefahr sein:

Die EU-Parlamentarierin Sabrina Repp

(SPD) aus MV warnt vor den Budget-Plä-

nen aus Brüssel: Sie könnten nicht nur

das Wirtschaftswachstum im Land ab-

würgen, sondern auch den gesellschaft-

lichen Zusammenhalt gefährden, sagt

sie im OZ-Gespräch.

Denn wichtige EU-Mittel zur Anglei-

chung der Lebensverhältnisse inner-

halb von Europa könnten künftig gestri-

chen werden oder an MV vorbeifließen,

sagt die mit 26 Jahren jüngste deutsche

Abgeordnete im EU-Parlament.

Es geht um die Neuordnung der EU-

Finanzen ab dem Zeitraum 2028-34.

Diese sieht laut Repp einerseits vor,

dass Fördergelder künftig nicht mehr

von den Bundesländern, sondern zen-

tral von der Bundesregierung verteilt

werden.

Zudem soll der Förderbedarf nicht mehr

im nationalen, sondern im internatio-

nalen Vergleich bemessen werden. Das

würde heißen: Obwohl MV im bundes-

weiten Vergleich immer noch hinter-

herhinkt, müsste es mit Einbußen rech-

nen, weil es deutlich wirtschaftsstärker

ist als Regionen vor allem in osteuropäi-

schen Ländern.

„Wir sehen die Gefahr, dass manche Re-

gionen künftig außen vor bleiben. Gera-

de MV profitiert derzeit noch stark von

den EU-Mitteln und würde wohl hinten

runterfallen“, warnt Repp. „Das stellt

uns vor gewaltige Herausforderungen.“

Betroffen wären unter anderem der so-

genannte Kohäsionsfonds, der Europäi-

sche Sozialfonds und die Mittel für den

ländlichen Raum, aus denen vor al-

lem gesellschaftliche, Umwelt- und In-

frastrukturprojekte finanziert werden.

„Viele Menschen können mit diesen Be-

griffen nichts anfangen“, so Repp, „aber

wenn man ihnen sagt: ,Euer Bürgerhaus

kann künftig nicht mehr saniert wer-

den‘, dann sind sie doch schockiert.“

Die SPD-Politikerin nennt Beispiele in

MV, die es ohne diese Mittel wohl nie

gegeben hätte oder deren Zukunft auf

dem Spiel stehe: „In Zisslow, einem

Dorf an der Mecklenburgischen Seen-

platte, soll die Stelle einer Gemeinde-

schwester eingerichtet werden, die Be-

wohner bei kleinen Beschwerden auf-

suchen können.“

In Stolpe an der Peene sei in der Co-

rona-Zeit ein Konferenzsystem ange-

schafft worden, mit dessen Hilfe man

trotz der Einschränkungen mit den pol-

nischen Nachbarn in Kontakt bleiben

konnte.

Selbst der neue OP-Saal der HNO-Kli-

nik in Rostock oder die flächendecken-

de Schulsozialarbeit hingen an diesen

Tröpfen. „Ohne die EU gäbe es viele

Projekte in MV nicht“, stellt Repp klar.

„Wenn die Förderung nicht mehr mög-

lich ist, wird das konkrete Auswirkun-

gen auf unser Land haben.“

Das Problem: Viele der Gruppen oder

Einzelpersonen, die sich in MV für sol-

che Projekte engagieren, haben nicht

das nötige Wissen oder die Erfahrung,

sich mit den Förderanträgen herum-

zuschlagen und sie auch auf politi-

scher Ebene durchzusetzen - anders als

bundesweit aufgestellte, große Orga-

nisationen. Unsere regionalen Projekte

müssten dann gegen nationale konkur-

rieren, etwa mit Amnesty International

Deutschland“, sagt die Tessinerin.

Auch die Direkthilfen für Landwirte, von

denen MV derzeit massiv profitiert, wä-

ren betroffen. Die Pläne sehen vor, die

Höchstförderung für einen Betrieb auf

100.000 Euro zu deckeln. „Das würde

gerade unseren großen Betrieben in

Ostdeutschland schaden“, sagte Repp.

Ähnlich hatte sich auch Agrarminister

Till Backhaus (SPD) geäußert.

Mit der SPD im Schweriner Landtag

sieht sich Repp auf einer Wellenlän-

ge: Diese hatte am vergangenen Freitag

einen Dringlichkeitsantrag zum Schutz

der bisherigen EU-Regionalförderung

eingebracht.

„MV braucht keine nationalstaatlichen

Einheitsfonds aus Brüssel oder Berlin.

Unsere Landwirte, unsere Kommunen,

unsere Träger brauchen Planungssi-

cherheit, Mitspracherecht und verlässli-

che Unterstützung aus Europa“, sagte

der Fraktionsvorsitzende Julian Barlen.
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